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Das politische ‚annus horribilis‘ der Europäischen Union 2016 hat an der Arbeit des Rates
der  Europäischen  Union  bemerkenswerterweise  nur  begrenzte  Änderungen erzwungen.
Drei Faktoren haben die Arbeit des Gremiums besonders geprägt: Erstens hat die fort-
gesetzte  Implementierung  der  Leitlinien  der  Europäischen  Kommission  zur  ‚besseren
Rechtssetzung‘ dazu geführt, dass die Anzahl vom Rat und dem Europäischem Parlament
verhandelten und verabschiedeten Rechtsakte weiter gesunken ist. Dabei ist der Anteil an
Konsensentscheidungen trotz zahlreicher politischer Konflikte zwischen den Regierungen
der Mitgliedstaaten wieder gestiegen. Zweitens haben sich von der ‚Polykrise‘ der Euro-
päischen Union vor allem die Migrationskrise und die Terroranschläge in verschiedenen
europäischen Großstädten auf der Agenda des Rates widergespiegelt. Hierbei hat der Rat
auch gezeigt, dass er gemeinsam mit den anderen Institutionen der Europäischen Union in
der Lage ist, komplexe Gesetzgebungsverfahren wie zur Stärkung der Grenzsicherung in
vergleichsweise kurzer Zeit zu verhandeln. Dabei haben die Dossiers im Bereich der Euro-
gruppe und des Rates für Wirtschaft und Finanzen (ECOFIN) parallel zu der zumindest
vordergründigen  Entspannung  der  europäischen  Schuldenkrise  im  Vergleich  zu  den
Vorjahren  deutlich  an  Bedeutung  auch  im  Rat  verloren.  Eine  dritte,  überraschende
Wendung ist  die Rückkehr von Ratspräsidentschaften mit größerer Außenwirkung auch
jenseits ihrer Dienstleistungsfunktion im Rat. So haben sowohl die niederländische Rats-
präsidentschaft  mit den direkten Verhandlungen über die Erklärung EU-Türkei und die
slowakische Ratspräsidentschaft mit dem ‚Bratislava-Gipfel‘ nach dem Brexit-Referendum
im  Grunde  erstmals  seit  Inkrafttreten  des  Lissabonner  Vertrags  nachhaltige  Weichen
gestellt. 

Thematische Schwerpunkte – Migrationskrise, Wirtschaft und ein wenig Brexit

Schon an der Häufigkeit der Ratssitzungen lässt sich erkennen, dass 2016 ein Jahr für die
Europäische Union war, in dem die Krise zum Normalzustand geworden ist: So haben sich
die nationalen Minister mit insgesamt 79 Treffen häufiger in Brüssel zusammengesetzt als
in den Vorjahren (2014: 73; 2013: 71; 2012: 74), der Spitzenwert von 82 Treffen vom Jahr
2015 wurde jedoch nicht erreicht. Am häufigsten haben sich weiterhin die Außenminister
im Rat für Auswärtiges getroffen (15 Sitzungen), während es bei den Innen- und Justiz-
ministern einen leichten Rückgang von zehn auf neun Sitzungen im Vergleich zu 2015 gab.
Am bemerkenswertesten ist jedoch die quantitative Rückkehr zur ‚Normalität‘ in der Euro-
gruppe, die sich nach 21 Sitzungen in 2015 – viele davon im Krisenmodus um den drohen-
den ‚Grexit‘ – 2016 nur noch zwölfmal getroffen hat.1  

1 Eigene Erhebung auf Grundlage öffentlicher Tagesordnungen des Rates.
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In diesen Sitzungen standen sechs Dossiers im Vordergrund. Das erste Dossier galt der
Bewältigung  der  Migrationskrise.2 Nach  den  hoch  umstrittenen  Entscheidungen  zur
Flüchtlingsverteilung in 2015, bei der auch gegen den energischen Protest und die Gegen-
stimmen von Ungarn, Tschechien, der Slowakei und Rumänien Gebrauch vom Mehrheits-
verfahren gemacht  wurde,  legten der  Rat  sowie die  Europäische Union insgesamt den
Fokus zunehmend auf die verstärkte Sicherung der Außengrenzen. In diesem Sinne hat der
Rat beispielsweise im ersten Halbjahr 2016 gemeinsam mit dem Europäischen Parlament
die Verordnung zur Aufwertung von Frontex zur Europäischen Agentur für die Grenz- und
Küstenwache vereinbart.  Die  Einigung innerhalb  von knapp sechs  Monaten  nach dem
ersten Vorschlag der Kommission zeigt hier insbesondere, wie der politische Druck der
Migrationskrise auch die interinstitutionellen Entscheidungsprozesse in einem so komple-
xen Dossier beschleunigen kann. Weitere zentrale Verhandlungen im Rat für Inneres und
Justiz waren der Abgleich von Datenbanken der Außengrenzen, die Umsetzung der Erklä-
rung EU-Türkei sowie die Annahme der EU-Richtlinie zum Fluggastdatenaustausch (PNR-
Richtlinie). Gerade an der politisch hoch umstrittenen Richtlinie lässt sich sehr gut die
Arbeit  des  Rates  erkennen.  Denn  trotz  öffentlicher  Kritik  war  die  Übereinstimmung
zwischen den Mitgliedstaaten über die PNR-Richtlinie so groß, dass sie am Ende im Rat
für  Inneres  im März  2016 ohne Absprache angenommen wurde.3 Im zweiten Halbjahr
stand hingegen die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems auf der Agenda.
Angesichts der weiterhin großen Spannungen zwischen Ost und West, welche durch den
Regierungswechsel in Polen noch verstärkt wurden, sind aber keine großen Fortschritte bei
den Themen Flüchtlingsverteilung und Reform des Dublin-Systems gelungen.

Auch die Verstärkung der europäischen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des inter-
nationalen Terrorismus stand 2016 ereignisgetrieben hoch auf der  Agenda der  europä-
ischen Innen- wie auch der Außenminister.4 Insbesondere die Anschläge in Brüssel, Nizza
und Berlin beschleunigten die Beschlüsse zur PNR-Rechtlinie ebenso wie die Ausweitung
der Kompetenzen und Ressourcen von Europol. Verstärkt wurde auch der Austausch von
Daten über in die Europäische Union zurückkehrende ‚Foreign Fighters‘. Obgleich Frank-
reich  in  Reaktion  auf  die  Anschläge  in  Paris  von  November  2015  erstmals  die  EU-
Beistandsklausel  aktiviert  hatte,  fand die Koordination und Durchführung von militäri-
schen Operationen der beteiligten EU-Länder in Syrien, dem Irak und Nordafrika jedoch
außerhalb der EU-Strukturen in einer Koalition der Willigen statt.

Im dritten großen Dossier, der Wirtschafts- und Währungsunion,5 war die vordergrün-
dige Rückkehr zur Normalität nicht nur an dem Mangel an Sondersitzungen spürbar. Zwar
wurde in den zwölf Sitzungen der  Eurogruppe weiterhin regelmäßig der  Fortschritt  in
Griechenland debattiert. Nach Irland, Spanien und Portugal war jedoch Zypern im März
2016  das  vierte  Eurozonenmitglied,  das  sein  Programm  im  Europäischen  Stabilitäts-
mechanismus  (ESM)  beziehungsweise  in  der  Europäische  Finanzstabilisierungsfazilität
(EFSF) abgeschlossen hat. Im Vordergrund des Rates standen daher vielmehr längerfris-
tige Programme wie die Ausweitung des Europäischen Fonds für strategische Investitionen

2 Siehe auch den Beitrag „Asyl-, Einwanderungs- und Visapolitik“ in diesem Buch.
3 Rat der Europäischen Union: Wichtigste Ergebnisse. 3461. Tagung des Rates (Justiz und Inneres), 21.

April 2016, abrufbar unter: http://www.consilium.europa.eu/de/meetings/jha/2016/04/21/ (letzter Zugriff:
25.9.2017).

4 Siehe auch die Beiträge „Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik“ und „Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik“ in diesem Buch.

5 Siehe auch die Beiträge „Wirtschaftspolitik“ und „Währungspolitik“ in diesem Buch.
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(EFSI), die Verhandlungen zur Kapitalmarktunion sowie – für alle 28 EU-Staaten – die
weiteren Arbeiten zur Vollendung des Binnenmarkts6. Dabei hat der Europäische Rat den
Rat auch dazu verpflichtet, einmal jährlich zum Fortschritt bei der Vertiefung des Binnen-
markts  zu  berichten.  Ebenfalls  verstärkt  wurde  die  Arbeit  des  Rates  im Europäischen
Semester zur Koordinierung der nationalen Wirtschaftspolitiken. So wurden unter nieder-
ländischer  Ratspräsidentschaft  erstmals  die  länderspezifischen  Empfehlungen  der
Kommission in den sektoralen Ratsformationen diskutiert, um zumindest ihre politische
Verbindlichkeit für die Mitgliedstaaten zu stärken. 

Viertens hat 2016 das Dossier der Handelspolitik der Europäischen Union an Bedeu-
tung in der Arbeit des Rates gewonnen.7 Die Impulse hierfür kamen von zwei Seiten: Auf
der einen war neben den schon vor der Wahl Donald Trumps stockenden TTIP-Verhand-
lungen die Zustimmung zum erweiterten Freihandelsabkommen der Europäischen Union
mit Kanada (CETA) durch ein regionales Parlament in Belgien blockiert worden.8 Erst
nach Vermittlung durch Ratspräsidentschaft und Kommission konnte im Oktober 2016 die
Blockade aufgehoben werden. Auf der anderen Seite wurde im Rat die Debatte über defen-
sive Maßnahmen der Europäischen Union in der internationalen Handelspolitik verstärkt.
Hierzu konnte sich der Rat nach drei Jahren internen Verhandlungen im Dezember 2016
auf eine gemeinsame Position einigen. 

Die am häufigsten tagende Ratsformation war aber auch 2016 der Rat für Auswärtige
Angelegenheiten.  Dessen  Agenda  wurde  weiterhin  vornehmlich  von  der  Reaktion  auf
internationale Ereignisse geprägt. Besonders im Vordergrund stand dabei der schwierige
Umgang mit der Türkei, sowohl in Bezug auf die EU-Türkei-Erklärung als auch zu den
Reaktionen auf den erfolglosen Putschversuch im Sommer 2016, die Reaktion auf die US-
Präsidentschaftswahlen als auch die Kooperation mit der Ukraine.9 Auf der anderen Seite
hat die Hohe Vertreterin der Europäischen Union, Federica Mogherini, mit den Außen-
und Verteidigungsministern im November 2016 zentrale Bausteine zur Verstärkung der
Gemeinsamen  Außen-,  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik  gelegt,  etwa  durch  die
Reform der EU-Battlegroups oder durch die dann im Juni 2017 endgültig beschlossene
Schaffung einer Planungs- und Durchführungseinheit für militärische EU-Operationen.

Das europapolitisch einschneidendste Ereignis im Jahr 2016, das Votum der britischen
Bevölkerung für den EU-Austritt,10 hat sich in der Arbeit des Rates zunächst jedoch wenig
bemerkbar gemacht. Vor dem EU-Referendum hat der Rat für Allgemeine Angelegenheiten
die Verhandlungen über den neuen Status  Großbritanniens in der  Union,  mit  dem der
damalige britische Premierminister David Cameron ursprünglich das Referendum gewin-
nen wollte, vorab verhandelt. Die eigentlichen Verhandlungen und die Einigung fanden
jedoch zwischen den Staats- und Regierungschefs im Europäischen Rat statt.11 Auch die
ersten eigenen Treffen der EU-27 waren im direkten Nachgang des Referendums auf die
Staats- und Regierungschefs beschränkt. Erst 2017, nachdem die britische Regierung das
formelle Austrittsgesuch nach Art.  50 des Vertrags über die Europäische Union (EUV)

6 Siehe auch den Beitrag „Binnenmarkt“ in diesem Buch.
7 Siehe auch den Beitrag „Außenwirtschaftsbeziehungen“ in diesem Buch.
8 Siehe auch den Beitrag „Belgien“ in diesem Buch.
9 Siehe auch die Beiträge „Türkei“, „Die Europäische Union und die USA“ sowie „Ukraine“ in diesem

Buch.
10 Siehe auch die Beiträge „Brexit“ und „Vereinigtes Königreich“ in diesem Buch.
11 Nicolai von Ondarza: Kerneuropa und Großbritannien: Risiken, Kompromisschancen und Nebenwirkun-

gen der britischen Reformvorschläge, in: SWP-Aktuell 96/2015.
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eingereicht hatte, haben sich der Rat für Allgemeine Angelegenheiten und weitere Rats-
formationen  im EU-27-Format  getroffen.  Impetus  gegeben hat  das  Brexit-Votum 2017
jedoch vor allem für die Agenda von Bratislava, die von den Staats- und Regierungschefs
der EU-27 im September 2016 beschlossen wurde.12 Mit dieser Agenda sollen der Mehr-
wert  und die  Handlungsfähigkeit  der  Europäischen  Union  unterstrichen  werden.  Diese
politischen Leitlinien haben dazu beigetragen, die Entscheidungsprozesse über verschie-
dene Ratsformationen hinweg zu strukturieren und zu beschleunigen, insbesondere in den
Bereichen Migration, Binnenmarkt sowie innere und äußere Sicherheit.

Weitere Reduzierung der Gesetzgebung

Übergreifend  zeigt  ein Blick auf die insgesamt im Jahr 2016 vom Rat  verabschiedete
Gesetzgebung jedoch, dass sich das Volumen von EU-Rechtssetzung auf einem niedrigen
Niveau eingependelt hat. Während der Rat beziehungsweise Rat und Parlament im Jahr
2014 noch 251 Verordnungen und Richtlinien erlassen haben – die meisten davon kurz vor
den Wahlen zum Europäischen Parlament, um noch länger laufende Verfahren abzuschlie-
ßen – gab es von 2015 auf 2016 auf den ersten Blick nur eine kleine Reduktion (siehe
Tabelle 1). Im längerfristigen Vergleich ist das erste Jahr einer neuen Legislaturperiode mit
daher auch neuen Kommission in der Regel von weniger Beschlüssen geprägt, da kom-
plexe Rechtsetzungsprozesse erst vorbereitet und angestoßen werden müssen. Im zweiten
Jahr folgt dann, wie beispielsweise 2011, ein deutlicher Anstieg, weil mehr Rechtsetzungs-
prozesse zum Abschluss gebracht  werden können.  Die nur marginal  geringere Zahl  an
beschlossenen  Sekundärrechtsakten  des  Rates  in  2016  können  also  im  langjährigen
Vergleich eher als erneute Reduktion gewertet werden.

Tabelle 1: Sekundärrechtsakte des Rates, von 2009 bis 201613

 Jahr  Verordnungen  Richtlinien  Beschlüsse / Empfehlungen  Gesamt

 2009  341  153  342  836

 2010  174  55  357  586

 2011  195  40  387  629

 2012  160  18  374  552

 2013  196  41  339  576

 2014  198  53  471  772

 2015  130  19  397  546

 2016  120  26  395  541

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

Obgleich sich dieser Trend bereits in der Legislaturperiode von 2009 bis 2014 angedeutet
hat,  ist  die  weitere  Reduktion  durchaus  bemerkenswert.  Dies  gilt  umso  mehr,  als  die
Anzahl an Ratstreffen an sich weiterhin sehr hoch ist und die Europäische Union mit der
Bewältigung der Folgen der Migrations- und Eurokrise ein volles Reformprogramm hat.
Zusätzlich ist  festzustellen, dass  es sich bei  der  geringeren legislativen Tätigkeit  weit-
gehend  um ein  auf  den  Rat  (und das  Parlament)  beschränktes  Phänomen handelt.  So

12 Siehe auch den Beitrag „Europäischer Rat“ in diesem Buch.
13 Eigene Berechnung auf Grundlage von offiziellen Angaben von Eur-Lex sowie dem Rat der Europäischen

Union,  siehe  EUR-Lex:  Statistiken  zu  Rechtsakten,  abrufbar  unter:  http://eur-lex.europa.eu/statistics/
2016/ legislative-acts-statistics.html (letzter Zugriff: 17.8.2017).
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erlaubt es Art. 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)
Rat und Parlament, der Kommission die Befugnis zu übertragen, Rechtsakte ohne Gesetz-
gebungscharakter  zu  erlassen.  Damit  soll  die  Kommission  bestehende  Gesetzgebung
ergänzen beziehungsweise Detailregelungen ausfüllen, um die Arbeitslast von dem Gesetz-
geber zu nehmen. Vergleicht man hier die 2016 eigenständig von der Kommission erlasse-
nen  Verordnungen,  Richtlinien  und  Beschlüsse,  so  liegen  diese  nur  knapp  unter  dem
Durchschnittswert der letzten drei Jahre.14 

Wie erklären sich daher die weiter sinkenden gesetzgeberischen Aktivitäten des Rates in
2015?  Zwei  politische  Faktoren dürften hier  eine  besondere Rolle  spielen:  Zum einen
wirkt sich das Programm der Juncker-Kommission aus, die dezidiert mit dem Anspruch
angetreten ist, weniger, aber dafür bessere EU-Rechtsetzungsinitiativen zu starten.15 Auf
Grund  des  Initiativmonopols  der  Kommission  kann  der  Rat  gesetzgeberisch  nur  auf
Grundlage ihrer  Vorschläge aktiv werden. So hat  die Kommission zwischen 2014 und
2016 im Rahmen des Programms zur Gewährleistung der Effizienz und Leistungsfähigkeit
der Rechtsetzung (REFIT) 90 ihrer Initiativen zurückgezogen. 

Auf der anderen Seite hat Präsident Jean-Claude Juncker die aktuelle Kommission sehr
viel stärker auf zehn Prioritäten verpflichtet und ihre Struktur so ausgestaltet, dass neue
Gesetzgebungsvorschläge wesentlich höhere Hürden innerhalb der Kommission nehmen
müssen. Zudem wurde 2016 im Zuge der Umsetzung der interinstitutionellen Vereinbarung
für  ‚Besseres  Regieren‘  die  Zusammenarbeit  zwischen  Rat  und Kommission  über  das
Arbeitsprogramm der  Kommission  verbessert,  ebenfalls  mit  dem Ziel,  die  Anzahl  an
Rechtsetzungsakten auf EU-Ebene einzudämmen. 

Zweitens hat der Rat gerade in den Krisenbereichen der Union primär neue Aufgaben
bei der Koordination bekommen, anstatt sich neuen Gesetzgebungsprojekten anzunehmen.
So stieg beispielsweise die Koordination bei den Treffen der Innen- und Justizminister
stark an, die ihr Handeln sowohl bei der Umsetzung der EU-Türkei-Erklärung als auch bei
der hoch umstrittenen Frage der Flüchtlingsverteilung über die Ratsgremien hinweg ko-
ordiniert haben. Gleichsam liegen die neuen Aufgaben in der Eurozone vor allem in der
wirtschaftspolitischen Steuerung, zuletzt durch die Stärkung des Europäischen Semesters.

Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament16

Den Großteil  der  legislativen Beschlüsse trifft  der  Rat  nach dem ordentlichen Gesetz-
gebungsverfahren  gemeinsam mit  dem Europäischen  Parlament.  Seit  Inkrafttreten  des
Vertrags von Lissabon hatten sich in der Zusammenarbeit zwischen Rat und Parlament
zwei Trends  besonders verfestigt:  Zum einen ist  der Anteil  an Gesetzgebung,  die über
Mitentscheidung beschlossen wurde, stetig gestiegen, zum anderen haben Parlament, Rat
und Kommission dabei fast ausschließlich das informelle Trilog-Verfahren genutzt. 2016
hat sich aber nur ersteres bestätigt.  So ist  zum einen der  Anteil  an Verordnungen und
Richtlinien, welche der Rat gemeinsam mit dem Parlament verabschiedet, von zuletzt 38,3
(2015) auf 47,3 Prozent (2016) gestiegen, was der zweithöchste Wert seit Inkrafttreten des
Lissabonner Vertrags ist.17 Der höchste Wert wurde 2014 mit 53,8 Prozent erreicht. 2015
war somit  eher  eine Ausnahme als  ein Trendbruch,  was die Zusammenarbeit  mit  dem

14 Eigene Erhebung auf Grundlage offizieller Angaben von Eur-Lex: Statistics,  abrufbar unter:  http://eur-
lex.europa.eu/statistics/statistics.html (letzter Zugriff: 17.8.2017).

15 Siehe auch den Beitrag „Europäische Kommission“ in diesem Buch.
16 Siehe auch den Beitrag „Europäisches Parlament“ in diesem Buch.
17 Siehe Fußnote 15.
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Parlament betrifft. Dies lässt sich vor allem mit dem legislativen Kalender begründen – so
war das 2014 neu gewählte Parlament im Jahr 2015 zwar bereits voll handlungsfähig, über
das Mitentscheidungsverfahren verhandelte Dossiers benötigen in der Regel jedoch länger
für  die  Verabschiedung.  So hat  der  Rat  2015 noch vor  allem allein  zu entscheidende
Dossiers zur Verabschiedung gebracht, während 2016 der Anteil gemeinsamer Beschlüsse
wieder beinahe den Höchstwert erreicht hat. 

Fortgesetzt hat sich jedoch bemerkenswerterweise eine Änderung der Art der Zusam-
menarbeit zwischen Rat und Parlament im Rahmen des sogenannten ‚Trilog-Verfahrens‘.
Dieses informelle Verfahren hat sich in den letzten Jahren schrittweise zum eigentlichen
Standardverfahren der EU-Gesetzgebung entwickelt. Demnach durchlaufen Rat und Parla-
ment bei der Mitentscheidung nicht alle drei Lesungen, sondern gehen direkt nach einer
Kommissionsinitiative in informelle Verhandlungen – den Trilog zwischen Parlament, Rat
und Kommission – um einen Kompromiss zwischen allen drei Institutionen auszuhandeln.
Dieser Kompromiss wird dann direkt in erster Lesung von Parlament und Rat verabschie-
det.18 In der Folge war der Anteil an ‚First-Reading Agreements‘, also Einigungen in erster
Lesung,  seit  Inkrafttreten  des  Lissabonner  Vertrags  bis  2014  schrittweise  auf  über  95
Prozent gestiegen (siehe Tabelle 2). In der wissenschaftlichen wie öffentlichen Debatte
wurde  diese  Entwicklung  kritisch  gesehen.  Zwar  erlaubt  der  Trilog  eine  effektivere
Zusammenarbeit insbesondere zwischen Rat und Parlament, gerade um in zeitkritischen,
komplexen und politisch hoch umstrittenen Dossiers wie der Bankenunion oder der Migra-
tionspolitik eine Einigung zu erreichen. Gleichzeitig finden diese Verhandlungen jedoch
außerhalb der Öffentlichkeit statt und anders als bei drei Lesungen mit jeweils öffentlichen
Abstimmungen wird  zumindest  im Parlament  für  die  Medien  und Bürger  nicht  sofort
ersichtlich,  welche Positionen unterschiedliche Parteien und Institutionen eingenommen
haben. Der intergouvernementalen Arbeitsweise des Rates hingegen kommt diese Entwick-
lung entgegen, da sie der Ratspräsidentschaft (siehe unten) mehr Diskretion einräumt, um
in umstrittenen Dossiers hinter verschlossenen Türen mit dem Parlament zu verhandeln. 

Tabelle 2: Einigungen in erster Lesung seit 200919

 Jahr  Mitentscheidungsbeschlüsse  1. Lesung  2. Lesung  3. Lesung  Anteil 1. Lesung in Prozent

 2009  105  75  22  8  71,4

 2010  93  79  14  0  84,9

 2011  102  82  16  4  80,4

 2012  93  82  11  0  88,2

 2013  145  132  12  1  91,0

 2014  191  182  9  0  95,3

 2015  75  58  17  0  77,3

 2016  76  55  21  0  72,4

Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Grundlage offizieller Angaben des Europäischen Parlaments.

18 Christine Reh: Is informal politics undemocratic? Trilogues, early agreements and the selection model of
representation, in: Journal of European Public Policy 6/2014, S. 822-841.

19 Eigene Berechnung auf Grundlage von Angaben der Europäischen Kommission und des Europäischen
Parlaments. Ab 2010 wurden die Angaben des Europäischen Parlaments zu den Mitentscheidungsverfah-
ren genutzt,  da  die  Kommission  die  Daten  nicht  mehr  veröffentlicht.  Die  Berechnungsgrundlage  der
beiden Organisationen unterscheidet sich jedoch, sodass die Zahlen in den Jahren, in denen beide die An-
gaben zur Verfügung stellen, leicht voneinander abweichen.
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2016 ist der Anteil an Einigungen in erster Lesung zwischen Rat und Parlament jedoch
nach 77 Prozent im Vorjahr weiter auf ‚nur noch‘ 72,4 Prozent gesunken. Damit ist der
Anteil  wieder auf  das  Niveau von vor Inkrafttreten des Lissabonner Vertrags gefallen.
Dennoch bleibt  weiterhin festzuhalten,  dass  knapp drei  Viertel  aller  Mitentscheidungs-
beschlüsse nach umfangreichen Verhandlungen im Trilog bereits in erster Lesung von Rat
und  Parlament  verabschiedet  wurden.  In  die  dritte  Lesung  und  damit  den  formellen
Vermittlungsausschuss ging dabei kein Verfahren. Es scheint somit also keine Abkehr vom
Trilog an sich zu geben, sondern dass Parlament und Rat eher dazu bereit zu sein scheinen,
in ausgewählten Verfahren in Konfrontation zur zweiten Lesung zu gehen, bevor dann ein
Kompromiss gefunden wird. 

Bestätigt  wurde das Trilog-Verfahren zuletzt  in einer  der wichtigsten institutionellen
Weichenstellungen des Jahres 2015, der Einigung zwischen Rat, Parlament und Kommis-
sion über die Interinstitutionelle Vereinbarung für bessere Rechtssetzung, in der die drei
Institutionen nach langen Verhandlungen im Dezember 2015 ihre Zusammenarbeit bei der
Gesetzgebung neu  geklärt  haben.  Diese  grundlegende  Interinstitutionelle  Vereinbarung
(IIV) hat nicht nur den Trilog weiter verankert, sondern auch die vorgreifende Zusammen-
arbeit deutlich verstärkt. Hierzu gehört beispielsweise, dass nunmehr Parlament und Rat
bereits in die Entwicklung des Arbeitsprogramms der Kommission eingebunden werden,
dass EU-Rechtsvorschriften weiter vereinfacht werden, dass Rat und Parlament ihre eige-
nen Folgenabschätzungen in Auftrag geben können, um Änderungsvorschläge im Trilog-
verfahren zu beschleunigen, und dass die Öffentlichkeit während des Trilogverfahrens von
Rat und Parlament besser informiert werden muss.  

Zurück zur Konsenskultur?

Bemerkenswert  in  der  Arbeit  des  Rates  war  2016  nicht  zuletzt  die  wiedererstarkte
Konsenskultur in den Abstimmungen. In der öffentlichen Wahrnehmung hat sich in den
verschiedenen Krisen der Eindruck verstärkt, dass die Europäische Union zunehmend in
Ost und West (Migrationskrise) beziehungsweise Nord und Süd (Eurokrise) gespalten sei.
Besonders  unterstrichen  wurde  dieser  Eindruck  der  inneren  Spaltung  durch  die  wohl
umstrittenste Ratsentscheidung der letzten Jahre, als im September 2015 der Rat (zusam-
men mit dem Parlament) die Verteilung von 160.000 Flüchtlingen nach einem verbind-
lichen  Verteilungsschlüssel  beschlossen  hat.  Die  überstimmten  Staaten  stellten  dabei
grundsätzlich infrage, ob die Europäische Union in einer so politisch sensiblen Frage wie
der Ansiedlung von Flüchtlingen mit Mehrheitsbeschluss entscheiden sollte. Der Konflikt
über  das  Mehrheitsvotum dauert  an,  auch  nachdem der  Gerichtshof  der  Europäischen
Union im September  2017  geurteilt  hat,  dass  der  Verteilungsbeschluss  rechtmäßig ist.
Daraufhin kündigte die Slowakei an, das Urteil umzusetzen; Polen und Ungarn lehnen eine
Umsetzung jedoch weiterhin ab. Damit ist der politische Konflikt über die Nutzung von
Mehrheitsbeschlüssen in solch kritischen Fragen weiterhin ungelöst.

Dennoch  zeigt  ein  Blick  in  das  Abstimmungsverhalten,  dass  die  Erfahrung  beim
Beschluss zur Flüchtlingsverteilung ein Umdenken in Bezug auf die Nutzung von Mehr-
heitsbeschlüssen angestoßen hat. Analysiert man die veröffentlichen Abstimmungsproto-
kolle des Rates20, so wurden schon 2015 knapp 64 Prozent der Entscheidungen, bei denen
die Anwendung des Mehrheitsbeschlusses möglich gewesen wäre,  einstimmig getroffen

20 Es werden weiterhin jedoch nur ein Teil der Abstimmungen des Rates veröffentlicht, sodass die folgenden
Werte nur die öffentlich bekannten Abstimmungen betreffen. 
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wurden. Bei weiteren 18 Prozent gab es nur Enthaltungen, sodass insgesamt knapp über 80
Prozent der Mehrheitsbeschlüsse im Konsens getroffen wurden. 2016 hingegen stieg der
Anteil einstimmiger Beschlüsse auf 68,5 Prozent, plus weitere 21,4 Prozent der Beschlüs-
se  nur  gegen  Enthaltungen.  Mit  damit  fast  90  Prozent  einstimmig  verabschiedeten
Beschlüssen wurde 2016 der höchste Wert an Konsensentscheidungen im Rat seit Einfüh-
rung des Lissabonner Vertrags erreicht.  Nicht zuletzt  gab es unter den veröffentlichten
Abstimmungen nur einen einzigen Fall mit mehr als zwei Gegenstimmen, als im Dezember
2016 sechs Staaten gegen eine Verordnung zur Emissionsreduzierung gestimmt haben.
2015 hatte es noch sechs Fälle mit drei oder mehr Gegenstimmen gegeben. Trotz oder
gerade wegen der kritischen Lage der Union im Jahr 2016 haben die Mitgliedstaaten daher
den Griff zu Mehrheitsbeschlüssen gescheut.

Zweitens unterstreicht die hohe Anzahl an Konsensentscheidungen von 2016, dass die
2014 in Kraft getretene Veränderung der Stimmengewichtung im Rat sich nicht auf die
finalen Beschlüsse ausgewirkt hat. So war im November 2014 die Änderung des Lissabon-
ner Vertrags in Kraft getreten, dass Beschlüsse im Rat nicht mehr nach politisch festgeleg-
ter Gewichtung, sondern nach doppelter Mehrheit der Anzahl an Staaten und der von ihnen
repräsentierten Bevölkerung getroffen werden. Diese Reform war doppelt umstritten: Zum
einen zählt im neuen System die reale Bevölkerungsgröße, während die Stimmgewichtung
mit beispielsweise 29 Stimmen für Deutschland und 27 Stimmen für Polen oder Spanien
zuvor mittelgroße und kleine Mitgliedstaaten bevorzugt hat. Zum anderen ermöglicht die
neue Stimmgewichtung den 19 Staaten der Eurozone erstmals, alleine eine qualifizierte
Mehrheit  zu bilden und alle  anderen Nicht-Eurostaaten zu überstimmen. Der damalige
britische Premierminister Cameron wollte daher als Teil der neu verhandelten Mitglied-
schaftskonditionen  Großbritanniens  eine  Notbremse  für  Nicht-Eurostaaten  aushandeln,
war in diesem Punkt aber letztlich erfolglos.21 In der Praxis hingegen waren beide Beden-
ken in 2016 gegenstandslos – weder gab es einen Beschluss, der nur aufgrund der ver-
änderten Stimmgewichtung zustande gekommen ist, noch haben die Eurostaaten gemein-
sam die Nicht-Eurostaaten überstimmt. 

Blickt man zuletzt auf die Ebene der Mitgliedstaaten, so sind drei weitere Entwicklun-
gen auffällig: Erstens bleibt Großbritannien mit insgesamt zwölf von 89 Fällen (circa 13,5
Prozent) der Mitgliedstaat, der am häufigsten überstimmt wurde. Tatsächlich waren darun-
ter  nur  zwei  Gegenstimmen  und  zehn  Enthaltungen.  Im  Vergleich  hat  das  Vereinigte
Königreich in 2014 16 Mal und in 2015 sieben Mal gegen EU-Beschlüsse gestimmt. Nach
dem Brexit-Votum scheint die britische Regierung daher im Zweifelsfall eher bereit zu
sein, sich zu enthalten, als eine Gegenstimme einzulegen. Zweitens gab es trotz der öffent-
lich  wachsenden EU-Kritik  in  Mittel-  und Osteuropa eher  eine Ab- als  Zunahme von
Gegenstimmen aus Ungarn und Polen, die 2016 jeweils in drei Fällen überstimmt wurden.
Im Zentrum der Mehrheitsbeschlüsse standen hingegen drittens Deutschland und Frank-
reich, die nur ein beziehungsweise kein einziges Mal überstimmt wurden. 

21 In der Einigung mit Großbritannien hatte der Europäische Rat jedoch zugesagt, dass Fragen, die alle Mit-
gliedstaaten betreffen, auch nur von allen Mitgliedstaaten beraten werden. Damit sollte verhindert werden,
dass die Eurostaaten Beschlüsse bereits vereinbaren und die anderen Nicht-Eurostaaten vor vollendete
Tatsachen stellen. Mit dem britischen Austrittsvotum ist die Vereinbarung rechtlich jedoch hinfällig ge -
worden. 
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Die Rückkehr der Ratspräsidentschaften

Zuletzt lohnt sich in der Analyse der Arbeit des Rates im Jahr 2016 noch ein genauerer
Blick auf die Ratspräsidentschaften der Niederlande im ersten Halbjahr und der Slowakei
im zweiten Halbjahr.22 Im Allgemeinen haben die Ratspräsidentschaften seit Inkrafttreten
des Lissabonner Vertrages deutlich an Bedeutung und Einfluss verloren, da nunmehr der
Europäische Rat durch seinen ständigen Präsidenten und der Rat für Auswärtiges durch die
Hohe Vertreterin geleitet werden. In der Folge spielen die in der Regel ranghöchsten natio-
nalen Regierungsvertreter, die Staats- und Regierungschefs sowie die Außenminister nur
noch eine begrenzte Rolle in der Ratspräsidentschaft ihres Landes. Hinzu kommt, dass mit
dem ständigen Vorsitzenden der Eurogruppe auch die Schlüsselrolle in der Eurozone nicht
an  die  rotierende  Ratspräsidentschaft  geht.  So  waren  die  Ratspräsidentschaften  auch
während  des  Zenits  der  europäischen  Schuldenkrise  weitgehend  auf  die  Rolle  eines
Dienstleisters reduziert, dessen wichtigste Funktion im Management des Rates sowie den
Verhandlungen mit Parlament und Kommission im Trilogverfahren lag. 

So  war  der  niederländische  Ratsvorsitz  im ersten  Halbjahr  2016 zunächst  auf  eine
solche  ‚Dienstleistungspräsidentschaft‘  ausgelegt,  in  der  die  Gewährleistung der  guten
Arbeitsweise der  Europäischen Union im Vordergrund stand. In  diesem Sinne war das
Budget der mittlerweile zwölften niederländischen Ratspräsidentschaft deutlich niedriger
als bei früheren Vorsitzen, während das Präsidentschaftslogo von 2004 wiederverwendet
wurde.23 So wollte die niederländische Regierung auch nach innen ausstrahlen, dass die
Austerität auch an der Europäischen Union nicht Halt macht und die Union vor allem das
Subsidiaritätsprinzip befolgen sollte. Verkompliziert wurde die Präsidentschaft zusätzlich
durch das im April 2016 in den Niederlanden stattfindende Referendum über die nationale
Ratifizierung des EU-Ukraine-Assoziierungsabkommen, welches letztlich in dem rechtlich
unverbindlichen Referendum abgelehnt wurde.

Jenseits dieses politischen Imageschadens, der letztlich durch die nationale Ratifikation
des Abkommens reduziert werden konnte, hat die niederländische Ratspräsidentschaft ihre
Ziele weitgehend erreicht. Insbesondere die schnelle Beschlussfassung zum Europäischen
Küsten- und Grenzschutz und die engere politische Zusammenarbeit  zwischen Rat und
Kommission konnte der Vorsitz für sich reklamieren. Vor allem aber übernahm der nieder-
ländische Premierminister Mark Rutte erstmals nach dem Vertrag von Lissabon wieder
eine exponiertere Position ein. Während der ständige Präsident des Europäischen Rates,
Donald Tusk, und sein kleines Team auf die Verhandlungen mit Großbritannien konzen-
triert  waren,  übernahm  Rutte  gemeinsam  mit  der  deutschen  Bundeskanzlerin  Angela
Merkel die Verhandlungen mit der Türkei über die Erklärung EU-Türkei.24 Hierfür bedurf-
te  es  sowohl  enger  Abstimmung mit  Tusk  als  auch  den  anderen  EU-Staaten  und  der
Türkei. Angesichts des nur kleinen Kabinetts des Ständigen Präsidenten des Europäischen
Rates wurde hier die Unterstützung durch den rotierenden Vorsitz auf oberster politischer
Ebene deutlich.

Die Slowakei hingegen hatte bei ihrem Ratsvorsitz im zweiten Halbjahr 2016 mit zwei
sehr unterschiedlichen Herausforderungen zu kämpfen. So war die slowakische Regierung
aufgrund ihrer Opposition zur Flüchtlingsverteilung (siehe oben) direkt bei  ihrer ersten

22 Siehe auch die Beiträge „Die Niederlande“ und „Slowakei“ in diesem Buch.
23 Adriaan Schout: The Dutch EU Presidency: The Continuing Relevance of the Rotating Presidency in a

Political Union, in: Journal of Common Market Studies Annual Review 55/2017, S. 54-63.
24 Ebd., S. 59.
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Ratspräsidentschaft mit dem Zielkonflikt zwischen der Rolle als neutraler Mittler und star-
ken  eigenen Interessen  konfrontiert.  Nach der  Einigung mit  der  Türkei  gelang es  der
Slowakei aber, den Fokus in der EU-Migrationspolitik auf den besseren Schutz der Außen-
grenzen  zu  verschieben.  Den  entscheidenden  Anteil  daran  hatte  ein  den  slowakischen
Vorsitz überschattendes Ereignis: Das britische Austrittsvotum am 23. Juni 2016. In dessen
Folge organisierte die Slowakei in Zusammenarbeit mit Präsident Tusk den ersten Gipfel
der EU-27 in Bratislava, um die strategische Agenda der EU-27 zu erörtern.25 Dies war das
erste Mal, dass sich nach dem Vertrag von Lissabon die Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Union außerhalb Brüssels zusammensetzten. Mit der ‚Bratislava Roadmap‘
wurde  dort  auch  die  zentrale  Weichenstellung für  konkrete  Schritte  in  den  Bereichen
Migration, interne und externe Sicherheit sowie wirtschaftliche Entwicklung gesetzt. Diese
Roadmap wurde dann insbesondere in der Arbeit des Rates zusammen mit dem Europä-
ischen Parlament und der Kommission zur zentralen Leitlinie. 

Ausblick

Im ‚annus horribilis‘ 2016 hat der Rat der Europäischen Union seine institutionelle Resi-
lienz bewiesen. Trotz des Brexit-Schocks und den schwierigen Verhandlungen in Fragen
wie der Migrationspolitik hat der Rat vielmehr seine Arbeitsweise gefestigt. In der Tat hat
sogar der Anteil an Konsensentscheidungen zugenommen, während auch die Zusammen-
arbeit mit dem Europäischen Parlament wieder verstärkt wurde. 
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